Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksache 8/2482 


22. 01. 79 


Sachgebiet 203 


Antwort 
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auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD und FDP 
- Drucksache 8/2351 - 


Eignungsvoraussetzungen für die Beschäftigung im öffentlichen Dienst 


Der Bundesminister des Innern - DI3-210 152/7 - 
hat mit Schreiben vom 22. Januar 1979 die Große 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 


1. Wie ist die Rechtslage für die Einstellung und 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst? 

1. Rechtslage in bezug auf Beamte 

1. Gewähr der Verfassungstreue als Einstellungs- 
voraussetzung 

Nach Artikel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes ist das 
Recht des öffentlichen Dienstes unter Berücksich- 
tigung der hergebrachten Grundsätze des Berufs- 
beamtentums zu regeln. Zu den hergebrachten und 
zu beachtenden Grundsätzen des Berufsbeamtentums 
gehört es, daß dem Beamten gegenüber dem Staat 
und seiner Verfassung eine besondere Treuepflicht 
obliegt. Dieses Gebot der Verfassungstreuepflicht 
wird in den Beamtengesetzen des Bundes und der 
Länder, im Deutschen Richtergesetz und im Soldaten- 
gesetz konkretisiert. Diese Gesetze bestimmen aus- 
drücklich, in das jeweilige öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnis dürfe nur berufen werden, wer die 
Gewähr dafür biete, daß er jederzeit für die freiheit- 
liche demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes eintritt. 

Zum Inhalt der politischen Treuepflicht des Beamten 
hat sich das Bundesverfassungsgericht in seiner 
grundlegenden Entscheidung vom 22. Mai 1975 wie 
folgt geäußert: 

„Gemeint ist damit nicht eine Verpflichtung, sich 
mit den Zielen oder einer bestimmten Politik der 
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jeweiligen Regierung zu identifizieren. Gemeint ist 
vielmehr die Pflicht zur Bereitschaft, sich mit der 
Idee des Staates, dem der Beamte dienen soll, mit 
der freiheitlichen demokratischen, rechts- und sozial- 
staatlichen Ordnung dieses Staates zu identifizieren. 
Dies schließt nicht aus, an, Erscheinungen dieses 
Staates Kritik üben zu dürfen, für Änderungen der 
bestehenden Verhältnisse - innerhalb des Rahmens 
der Verfassung und mit den verfassungsrechtlich 
vorgesehenen Mitteln - eintreten zu können, so- 
lange in diesem Gewand nicht eben dieser Staat und 
seine verfassungsmäßige Grundlage in Frage ge- 
stellt werden. An einer ,unkritischen' Beamtenschaft 
können Staat und Gesellschaft kein Interesse haben. 
Unverzichtbar ist aber, daß der Beamte den Staat - 
ungeachtet seiner Mängel - und die geltende verfas- 
sungsrechtliche Ordnung, so wie sie in Kraft steht, 
bejaht, sie als schützenswert anerkennt, in diesem 
Sinne sich zu ihnen bekennt und aktiv für sie ein- 
tritt. Der Beamte, der dies tut, genügt seiner Treue- 
pflicht und kann von diesem Boden aus auch Kritik 
äußern und Bestrebungen nach Änderungen der be- 
stehenden Verhältnisse - im Rahmen der verfas- 
sungsmäßigen Ordnung und auf verfassungsmäßigen 
Wegen! - unterstützen. Das Entscheidende ist, daß 
die Treuepflicht gebietet, den Staat und seine gel- 
tende Verfassungsordnung, auch soweit sie im Wege 
einer Verfassungsänderung veränderbar ist, zu be- 
jahen und dies nicht bloß verbal, sondern insbeson- 
dere in der beruflichen Tätigkeit dadurch, daß der 
Beamte die bestehenden verfassungsrechtlichen und 
gesetzlichen Vorschriften beachtet und erfüllt und 
sein Amt aus dem Geist dieser Vorschriften heraus 
führt. Die politische Treuepflicht - Staats- und Ver- 
fassungstreue - fordert mehr als nur eine formal 
korrekte, im übrigen uninteressierte, kühle, inner- 
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lieh distanzierte Haltung gegenüber Staat und Ver- 
fassung; sie fordert vom Beamten insbesondere, daß 
er sich eindeutig von Gruppen und Bestrebungen 
distanziert, die diesen Staat, seine verfassungsmäßi- 
gen Organe und die geltende Verfassungsordnung 
angreifen, bekämpfen und diffamieren. Vom Beam- 
ten wird erwartet, daß er diesen Staat und seine 
Verfassung als einen hohen positiven Wert erkennt 
und anerkennt, für den einzutreten sich lohnt. Poli- 
tisdie Treuepflicht bewährt sich in Krisenzeiten und 
in ernsthaften Konfliktsituationen, in denen der 
Staat darauf angewiesen ist, daß der Beamte Partei 
. für ihn ergreift. Der Staat - und das heißt hier kon- 
kreter, jede verfassungsmäßige Regierung und die 
Bürger - muß sich darauf verlassen können, daß der 
Beamte in seiner Amtsführung Verantwortung für 
diesen Staat, für , seinen' Staat zu tragen bereit ist, 
daß er sich in dem Staat, dem er dienen soll, zu 
Hause fühlt - jetzt und jederzeit und nicht erst, 
wenn die von ihm erstrebten Veränderungen durch 
entsprechende Verfassungsänderungen verwirklicht 
worden sind." 

2. Fachliche Befähigung und Eignung 

Jeder Bewerber für den Eintritt in ein Beamtenver- 
hältnis muß die vorgeschriebene Befähigung fach- 
licher Art für den angestrebten Beamtenberuf besit- 
zen. Sie vermag jedoch das Erfordernis der allgemei- 
nen Eignung, zu der die Gewähr der Verfassungs- 
treue als unverzichtbarer Bestandteil gehört, nicht 
zu ersetzen. Selbst die hervorragende fachliche Be- 
fähigung eines Bewerbers - wie sie zum Beispiel 
durch eine entsprechende Laufbahnprüfung nachge- 
wiesen werden kann - macht also die Eignungsfest- 
stellung nicht entbehrlich. Hierbei ist die Gewähr 
der Verfassungstreue eine aus der politischen Treue- 
pflicht der Beamten sich ergebende und von der Ver- 
fassung geforderte materielle Eignungsvorausset- 
zung; siehe Ziffer 1. 

3. Verfassungstreue als Dienstpflicht 

Die für die öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisse 
der Beamten, Richter und Soldaten maßgebenden 
Gesetze bestimmen ausdrücklich, daß die Angehöri- 
gen dieser Dienstverhältnisse sich durch ihr gesam- 
tes Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes zu be- 
kennen und für deren Erhaltung einzutreten haben. 
Die für bereits in einem Beamtenverhältnis Beschäf- 
tigten hinsichtlich der politischen Treuepflicht -- 
Staats- und Verfassungstreue - geltenden Anforde- 
rungen entsprechen grundsätzlich denen, die für Be- 
werber um Einstellung in das Beamtenverhältnis 
maßgebend sind. Zum Inhalt dieser Treuepflicht ist 
demgemäß auf die vorstehend zu I.l. zitierten Aus- 
führungen des Bundesverfassungsgeridits zu verwei- 
sen. Verstößt ein Beamter gegen seine Treuepflicht, 
so ist zu prüfen, welche disziplinarrechtlichen Konse- 
quenzen zu ziehen sind. Nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 22. Mai 1975 recht- 
fertigt die Verletzung der Treuepflicht bei Beamten 
auf Probe und bei Beamten auf Widerruf regelmäßig 
die Entlassung aus dem Amt. Bei Beamten auf Le- 


benszeit (oder Zeit) kann wegen dieser Dienstpflicht- 
verletzung im förmlichen (gerichtlichen) Disziplinar- 
verfahren auf Entfernung aus dem Dienst erkannt 
werden. Die Entfernung aus dem Dienst ist „jedoch 
nur aufgrund eines begangenen konkreten Dienst- 
vergehens möglich. Das Dienstvergehen besteht 
nicht einfach in der ,mangelnden Gewähr des Beam- 
ten dafür, daß er jederzeit für die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung eintreten werde, sondern in 
der nachgewiesenen Verletzung jener Amtspflidit, 
,sich durch sein gesamtes Verhalten zu der freiheit- 
lich-demokratischen Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes zu bekennen und für deren Erhaltung 
einzutreten'. Dabei ist zu beachten, daß sich der um- 
schriebene Inhalt der Treuepflidit des Beamten nicht 
völlig mit dem Inhalt der disziplinär zu ahndenden 
Treuepflichtverletzung des Beamten deckt, weil zum 
letztgenannten Tatbestand ein Minimum an Gewicht 
und an Evidenz der Pflichtverletzung gehört." 

II. Rechtslage in bezug auf die Arbeitnehmer des 
öffentlichen Dienstes 

Zu den Anforderungen, die an Arbeitnehmer des 
öffentlichen Dienstes hinsichtlich der Verfassungs- 
treue zu stellen sind, hat das Bundesverfassungs- 
gericht im Leitsatz? seiner Entscheidung vom 22. Mai 
1975 festgestellt: 

„Wenn auch an die Angestellten im öffentlichen 
Dienst weniger hohe Anforderungen als an die Be- 
amten zu stellen sind, schulden sie gleichwohl dem 
Dienstherrn Loyalität und die gewissenhafte Erfül- 
lung ihrer dienstlichen Obliegenheiten; auch sie dür- 
fen nicht den Staat, in dessen Dienst sie stehen, und 
seine Verfassungsordnung angreifen; auch sie kön- 
nen wegen grober Verletzung dieser Dienstpflichten 
fristlos entlassen werden; und auch ihre Einstellung 
kann abgelehnt werden, wenn damit zu rechnen ist, 
daß sie ihre mit der Einstellung verbundenen Pflich- 
ten nicht werden erfüllen können oder wollen." 

Die derart festgelegte Loyalitätspf licht gilt gleicher- 
maßen für Angestellte und Arbeiter. Dies findet sei- 
nen Ausdruck in den tarifvertraglichen Vorschriften 
über die politische Treuepflicht der Arbeitnehmer: 
Der Angestellte „muß sich durch sein gesamtes Ver- 
halten zur freiheitlich-demokratischen Grundord- 
nung im Sinne des Grundgesetzes bekennen" (§ 8 
Abs. 1 Satz 2 des Bundes-Angestelltentarifvertra- 
ges); der Arbeiter „muß sich durch sein gesamtes 
Verhalten zur demokratischen Staatsauffassung be- 
kennen" (z. B. § 9 Abs. 9 Satz 2 des Mantel-Tarif- 
vertrages für Arbeiter des Bundes). 

Während die Einstellung eines Arbeitnehmers abge- 
lehnt werden kann, wenn die Besorgnis besteht, daß 
er die ihm konkret obliegende Treuepflicht nicht 
erfüllen kann oder will, setzt die Kündigung eines 
bestehenden Arbeitsverhältnisses voraus, daß die 
jeweilige politische Treuepflicht verletzt und - ent- 
sprechend allgemeinen Kündigungsgrundsätzen - 
das Arbeits Verhältnis dutch diese Pflichtverletzung 
konkret berührt worden ist. Anhand dieser Maß- 
stäbe ist eine Prüfung des einzelnen Falles er- 
forderlich. 
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III. Sdilußbemerkung 

Die Bundesregierung hat ihre Entschlossenheit, den 
durch das Bundesverfassungsgericht vorgegebenen 
Handlungsspielraum einzuhalten, mit der am 8. No- 
vember 1978 verabschiedeten Darstellung des ver- 
fassungsreditlidien Rahmens für die Verfassungs- 
treue-Prüfung im öffentlichen Dienst bekundet; auf 
diese Darstellung wird Bezug genommen (Bulletin 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie- 
rung 1978, Nr. 131). 


2. Wie wird in der Praxis bei der Feststellung der 
Voraussetzungen der Gewähr der Verfassungs- 
treue verfahren? 

I. 

Die Bundesregierung hat am 19. Mai 1976 „Grund- 
sätze für die Prüfung der Verfassungstreue" zustim- 
mend zur Kenntnis genommen. Diese Grundsätze 
beruhen auf dem Beschluß des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 22. Mai 1975 und auf der Entschließung 
des Deutschen Bundestages vom 24. Oktober 1975. 
Ein von der Bundesregierung am 31. Juli 1974 ein- 
gebrachter Gesetzentwurf war zuvor am Widerstand 
des Bundesrates gescheitert. Durch die Grundsätze 
vom 19. Mai 1976 ist der Beschluß der Regierungs- 
chefs von Bund und Ländern vom 28. Januar 1972 
für den Bereich des Bundes gegenstandslos ge- 
worden. 

Aus den Darlegungen des Bundesverfassungsgerichts 
ist der für die Praxis besonders bestimmende Grund- 
satz hervorzuheben, daß die Entscheidung über die 
Gewähr der Verfassungstreue eine prognostische 
Beurteilung des Bewerbers darstellt, die sich jeweils 
auf eine von Fall zu Fall wechselnde Vielzahl von 
Elementen und deren Bewertung stützen muß. Im 
Rahmen der derart gebotenen Einzelfallprüfung ist 
also stets die Gesamtheit der Einzelelemente zu wür- 
digen. Die Bundesregierung hat demgemäß für die 
Praxis keinerlei Bewertungsregeln vorgesehen, mit 
denen einzelnen Beurteilungselementen ein beson- 
deres Gewicht verliehen würde. Solche Regeln las- 
sen sich auch nicht hinsichtlich der Mitgliedschaft 
eines Bewerbers in einer Organisation mit verfas- 
sungsfeindlicher Zielsetzung aufstellen. Sie könnten 
in der Praxis dazu führen, daß diesem Einzelkrite- 
rium ein Vorrang eingeräumt wird und die rechtlich 
gebotene Würdigung aller Beurteilungselemente 
unterbleibt. 

Nach dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
ist von der verfassungsrechtlichen Verpflichtung aus- 
zugehen, die Gewähr der Verfassungstreue in jedem 
Fall zu prüfen. Entsprechend der Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 24. Oktober 1975 geht 
der freiheitlich-demokratische Staat von der Verfas- 
sungsloyalität seiner Bürger aus. Dies bedeutet 
allerdings keine Rechtsvermutung i. S. einer Beweis- 
lastregelung. Zusammen mit dem Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit der Mittel erlaubt es dieser Ge- 
sichtspunkt jedoch, Nebenwirkungen von Anfragen 
beim Verfassungsschutz, wie die Störung des Ver- 
trauens in die Liberalität des Staates, mit dem durch 


sie erreichten Nutzen bei der Abwehr von Extre- 
misten abzuwägen (Darstellung vom 8. November 
1978, Bulletin Nr. 131, S. 1222). 

11 . 

Die Ständige Konferenz der Innenminister der Län- 
der hat in ihrer Sitzung am 24. November 1978 be- 
schlossen, durch eine ad-hoc-Arbeitsgruppe einen 
vollständigen Überblick über die Praxis der Verfas- 
sungstreue-Prüfung bei der Einstellung in den öffent- 
lichen Dienst beim Bund und in den Ländern ein- 
schließlich der Gemeinden zu erarbeiten. Erst nach 
Abschluß der Bemühungen der Arbeitsgruppe wer- 
den sich umfassend die Einzelheiten der Praxis mit- 
teilen lassen. 

Zum Komplex der Anfragen beim Verfassungsschutz 
besteht bei den Ländern keine einheitliche Praxis. 
Sie reicht - soweit die Bundesregierung dies nach 
den ihr hierzu vorliegenden Erkenntnissen zu beur- 
teilen vermag - von der uneingeschränkten Routine- 
anfrage in jedem Falle über die Routineanfrage 
unter Ausschluß der Einstellungsfälle beim Vor- 
bereitungsdienst für Monopolausbildungen bis zur 
routinemäßigen Anfrage nur bei Einstellungen für 
bestimmte Aufgabenbereiche oder Laufbahngruppen. 


3. Hält die Bundesregierung die Praxis für ver- 
besserungsbedürftig? 

Die Bundesregierung nimmt zunächst Bezug auf die 
Regierungserklärung von 1976, in der der Bundes- 
kanzler erklärt hat, die Praxis der Überprüfung von 
Bewerbern für den öffentlichen Dienst habe Zweifel 
an der Liberalität in unserem Land aufkommen 
lassen: 

„Wir werden alles tun, um die Entstehung eines 
allgemeinen Mißtrauens zu verhindern, welches die 
persönliche Ausübung von Grundrechten mit Gefah- 
ren für die persönliche berufliche Zukunft belasten 
könnte; ..." 

„Die Koalitionspartner werden in Bund und Ländern 
darauf hinwirken, daß die Anfrage bei den Verfas- 
sungsschutzämtern und die Weitergabe von deren 
Erkenntnissen an eine Einstellungsbehörde nach 
Maßgabe der höchstrichterlichen Entscheidungen in' 
jedem Einzelfall streng nach dem Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit erfolgt." 

Der Beschluß vom 28. Januar 1972 und die nach ihm 
in der öffentlichen Verwaltung weithin eingetretene 
Praxis der Routineanfrage bei Hunderttausenden 
von Fällen von Bewerbungen für den öffentlichen 
Dienst war - wie wir heute wissen - eine falsche 
Antwort auf die Gefahren rechts- und linksextremi- 
stischer Unterwanderung des öffentlichen Dienstes. 
Die junge Generation und alle Bürger haben An- 
spruch darauf, daß der vorhandene rechtliche Spiel- 
raum ausgeschöpft wird, um ein Verfahren abzu- 
bauen, das unsere demokratische Substanz eher ge- 
schwächt als gestärkt hat; insbesondere hat dieses 
Verfahren Teile der jüngeren Generation gegenüber 
unserer Verfassung entfremdet. 
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Eine wesentliche Verbesserung wäre es, wenn über- 
all darauf verzichtet würde, generelle Beurteilungs- 
kriterien aufzustellen. Die abstrakte Bewertungs- 
regel etwa, die Mitgliedschaft in einer Organisation 
mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung begründe 
Zweifel daran, ob ein Bewerber jederzeit für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung eintreten 
werde und rechtfertige deshalb in der Regel die Ab- 
lehnung seines Einstellungsantrages, verstellt den 
Blick auf die anderen zu beachtenden Bewertungs- 
elemente. Damit besteht die Gefahr eines unzulässi- 
gen pauschalen Verfahrens mit einer Ablehnungs- 
automatik nur im Hinblick auf ein einziges Krite- 
rium. Verfahrensregelungen, die diese Gefahren mit 
sich bringen, sollten aufgegeben werden. Die Bun- 
desregierung hat dies im einzelnen in ihrem Be- 
schluß vom 8. November 1978 ausgeführt (Ziffer 1.3, 
Bulletin Nr. 131, S. 1221). 

Vor allem aber tritt die Bundesregierung dafür ein, 
von der Routineanfrage abzusehen: 

Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 22. Mai 1975 ergibt sich keine Verpflichtung, 
routinemäßig beim Verfassungsschutz anzufragen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat sich expressis ver- 
bis zum Thema der Anfrage beim Verfassungsschutz 
dahin geäußert, daß eine solche Anfrage bei der 
Übernahme in den Vorbereitungsdienst, die zu zu- 
sätzlichen Ermittlungen führen würde, schädlich ist. 

Eine positive Äußerung dahin, daß und in welchen 
Fällen eine Anfrage erfolgen muß, weist die Ent- 
scheidung nicht auf. Allerdings kann aus dem Be- 
schluß gefolgert werden, daß das Gericht eine An- 
frage beim Verfassungsschutz nur als eines von 
mehreren denkbaren Mitteln zur Prüfung der Verfas- 
sungstreue ansieht: Es bezeichnet Vorbereitungs- 
dienst und Probezeit als Möglichkeiten, „den Bewer- 
ber intensiv kennenzulernen, ihn zu beobachten und 
sich schließlich ein Urteil über seine Persönlichkeit 
zu bilden". In diesen Zeiträumen, die grundsätzlich 
jeder Bewerber vor der endgültigen Berufung in das 
Beamtenverhältnis zu durchlaufen hat, soll sich pri- 
mär die Eignung eines Bewerbers, zu der auch die 
Verfassungstreue gehört, erweisen: 

„Hier, wo sich die Verwaltung unmittelbar ein zu- 
verlässiges Bild über den Anwärter machen kann, 
muß der Schwerpunkt liegen für die Gewinnung des 
Urteils, ob der Bewerber die geforderte Gewähr 
bietet oder nicht" (BVerfGE 39, 334, 356). 

Dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspricht 
es, die Entscheidung, ob beim Verfassungsschutz an- 
gefragt wird, von den Umständen des konkreten 
Einzelfalles abhängig zu machen. 

Die Bundesregierung lehnt die Auffassung ab, daß 
schon der Grundsatz der „Einheit der Staatsverwal- 
tung" eine Pflicht zum routinemäßigen Datenaus- 
tausch zwischen Verfassungsschutz und Einstellungs- 
behörde beinhalte. Diese Auffassung widerspräche 
auch dem im Grundgesetz zum Ausdruck gelangten 
liberalen Staatsverständnis von den Grenzen der 
Wirksamkeit des Staates. Damit wäre nicht verein- 
bar, ohne weiteres die bei den verschiedenen staat- 
lichen Stellen vorhandenen personenbezogenen 


Daten zu einem umfassenden Persönlichkeitsbild der 
Bürger zusammenzuführen. Nach dem Rechtsstaats- 
prinzip (Artikel 20 Abs. 3 Grundgesetz) muß auch 
für die Weitergabe personenbezogener Daten der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gelten. 

Wenn mit Rücksicht auf den Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit auf routinemäßige Anfragen beim Ver- 
fassungsschutz verzichtet wird, liegt es im pflicht- 
gemäßen Ermessen der Einstellungsbehörden, welche 
Feststellungen zu treffen sind und ob im Einzelfall 
eine Anfrage beim Verfassungsschutz erfolgt. Die 
Einstellungsbehörden haben dann anzufragen, wenn 
tatsächliche Anhaltspunkte, die insbesondere wäh- 
rend Vorbereitungsdienst und Probezeit gewonnen 
werden können, darauf hindeuten, daß der Bewerber 
nicht die Voraussetzungen für den Eintritt in den 
öffentlichen Dienst erfüllt. 

Wenn von Routineanfragen abgesehen wird, so ist 
dies nach Auffassung der Bundesregierung auch ge- 
eignet, Mißtrauen gegenüber den Verfassungsschutz- 
behörden abzubauen. Die Bundesregierung weist 
gegenüber der irrigen Meinung, die Routineanfrage 
habe gezielte Nachforschungen ausgelöst, darauf hin, 
daß es sich nur um die Abfrage des beim Verfas- 
sungsschutz bereits vorhandenen, gerichtsverwert- 
baren Wissens handelte. Dennoch hat die auto- 
matische Heranziehung des Verfassungsschutzes 
wesentlichen Anteil an den besonders bei der jüngen 
Generation vorhandenen Vorbehalten gegenüber 
dem Verfassungsschutz. 

Die Bundesregierung hält es für unverzichtbar, daß 
die Bürger ihren Sicherheitsbehörden Vertrauen ent- 
gegenbringen. Ohne dieses grundsätzliche Vertrauen 
kann auch der Verfassungsschutz seine wichtige Auf- 
gabe nicht erfüllen. Das Grundgesetz hat sich in 
Artikel 73 Ziffer 10 klar für einen Verfassungsschutz 
ausgesprochen, um Freiheit und Toleranz dadurch 
zu ermöglichen, daß Bestrebungen, die gegen Frei- 
heit und Toleranz gerichtet sind, beobachtet werden. 
Das Bundeskabinett hat deshalb am 17. Januar 1979 
unter Bezug auf die Darstellung des verfassungs- 
rechtlichen Rahmens für die Verfassungstreue-Prü- 
fung im öffentlichen Dienst vom 8. November 1978 
und die Regierungserklärung vom 16. Dezember 1976 
die folgende Neufassung der „Grundsätze für die 
Prüfung der Verfassungstreue" vom 19. Mai 1976 
verabschiedet. Diese Neufassung wird für die öffent- 
liche Verwaltung des Bundes am 1. April 1979 in 
Kraft treten. 

I. Die Feststellungen, ob der Bewerber die Eig- 
nungsvoraussetzung der Gewähr der Verfas- 
sungstreue erfüllt, trifft die für diese Entschei- 
dung zuständige Bundesbehörde unter Beach- 
tung des Beschlusses des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 22. Mai 1975 - 2 BvL 13/73 — und 
der in der Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages vom 24. Oktober 1975 aufgestellten Grund- 
sätze unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalles. 

II. Bei der Feststellung, ob ein Bewerber die für 
die Einstellung in den öffentlichen Dienst erfor- 
derliche Gewähr der Verfassungstreue bietet, 
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sollen einheitlich folgende Verfahrensgrundsätze 
beachtet werden: 

1. Bei der Entscheidung, ob bei der Verfassungs- 
schutzbehörde angefragt wird, gilt der Grund- 
satz der Verhältnismäßigkeit: 

1.1 Anfragen dürfen nicht routinemäßig er- 
folgen. 

1.2 Anfragen haben zu erfolgen, wenn tatsäch- 
liche Anhaltspunkte darauf hindeuten, daß 
der Bewerber nicht die Voraussetzungen für 
die Einstellung in den öffentlichen Dienst 
erfüllt. Diese Anhaltspunkte können ins- 
besondere während Vorbereitungsdienst 
und Probezeit gewonnen werden. 

1.3 Anfragen dürfen nur erfolgen, wenn eine 
Einstellung tatsächlich beabsichtigt und die 
Verfassungstreue nur noch die letzte zu 
prüfende Einstellungsvoraussetzung ist. 

1.4 Anfragen erfolgen nicht, wenn der Bewer- 
ber das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat. 

2. Für die Mitteilung der Verfassungsschutzbe- 
hörde aufgrund von Anfragen der Einstellungs- 
behörden des Bundes ist zu beachten: 

2.1 Den anfrageberechtigten Stellen dürfen nur 
solche gerichtsverwertbaren Tatsachen mit- 
geteilt werden, die Zweifel an der Verfas- 
sungstreue eines Bewerbers begründen 
können. 

2.2 Erkenntnisse des Verfassungsschutzes, die 
Tätigkeiten vor der Vollendung des 18. Le- 
bensjahres betreffen, dürfen nicht weiter- 
gegeben werden, es sei denn, sie sind 
Gegenstand eines anhängigen Strafver- 
fahrens. 

2.3 Erkenntnisse über abgeschlossene Tatbe- 
stände, die mehr als zwei Jahre zurück- 
liegen, dürfen nicht weitergegeben werden, 
es sei denn, die Weitergabe ist im Hinblick 
auf das besondere Gewicht der Erkenntnisse 
nach dem Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit geboten. 

2.4 Erkenntnisse, die unter eine gesetzlich ge- 
regelte Schweigepflicht fallen, dürfen nicht 
weitergegeben werden. 

3. Die obersten Bundesbehörden stellen für ihren 
Geschäftsbereich sicher, daß die Prüfung der 
Relevanz der von der Verfassungsschutzbehörde 
evtl, mitgeteilten gerichtsverwertbaren Erkennt- 
nisse durch eine von ihnen zu bestimmende 
zentrale Stelle erfolgt. 

4. Die Einstellungsbehörden des Bundes sind ver- 
pflichtet, Bedenken, die gegen die Einstellung 
eines Bewerbers sprechen, und die dafür erheb- 
lichen Tatsachen schriftlich mitzuteilen. 

5. Der Bewerber hat das Recht, sich hierzu münd- 
lich oder schriftlich zu äußern. 


6. Findet ein Anhörungsgespräch statt, ist ein 
Protokoll zu führen. Dem Bewerber ist auf An- 
trag Einsicht zu gewähren. 

7. Die Mitwirkung eines Rechtsbeistandes ist auf 
Antrag des Bewerbers zu gestatten. Sie ist auf 
die Beratung des Bewerbers und auf Verfahrens- 
fragen zu beschränken. 

8. Die Entscheidungszuständigkeit in den Fällen, 
in denen die Eignung des Bewerbers nicht fest- 
gestellt werden kann, liegt bei der obersten 
Dienstbehörde, d. h. grundsätzlich bei dem 
Bundesminister. 

9. Ablehnende Entscheidungen dürfen nur auf 
gerichtsverwertbare Tatsachen gestützt werden. 

10. Dem Bewerber ist die Ablehnungsbegründung 
unter Angabe der hierfür maßgeblichen Tat- 
sachen, jedenfalls auf seinen Antrag hin, schrift- 
lich mitzuteilen. Der Bescheid erhält eine Rechts- 
mittelbelehrung. 

11. Erkenntnisse, die von den Verfassungschutz- 
behörden nicht an die Einstellungsbehörde wei- 
tergegeben werden dürfen (Ziffer 2.2, 2.3, 2.4), 
dürfen von ihr auch dann nicht verwertet wer- 
den, wenn sie ihr von anderer Seite mitgeteilt 
worden sind. 

12. Wenn eine Einstellung trotz vorliegender Er- 
kenntnisse des Verfassungsschutzes erfolgt ist, 
müssen alle aus dem Verfassungsschutzbereich 
vorgelegten Unterlagen aus den Personalakten 
entfernt werden. 

III. Die Richtlinien für die Sicherheitsüberprüfung 
von Bundesbediensteten bleiben unberührt. 

Die Neufassung der „Grundsätze für die Prüfung 
der Verfassungstreue" mit Begründung ist als 
Anlage beigefügt. 


4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
für eine gesetzliche Regelung der Monopolaus- 
bildüngen außerhalb des Beamtenverhältnisses? 

Die Bundesregierung wiederholt ihre Auffassung, 
daß gesetzliche Regelungen getroffen werden sollten, 
nach denen bei staatlichen Monopolausbildungsver- 
hältnissen die Auszubildenden den Status eines so- 
zialversicherungspflichtigen Rechtsverhältnisses be- 
sonderer Art auf Zeit haben sollen. 

Solche Regelungen würden sich im Rahmen der 
Forderung des Bundesverfassungsgerichts in seiner 
Entscheidung vom 22. Mai 1975 halten, den Vor- 
bereitungsdienst so zu organisieren, daß für diejeni- 
gen, für die ein Beruf außerhalb des Staatsdienstes 
in Betracht kommt, ein dem Vorbereitungsdienst im 
Beamtenverhältnis gleichwertiger nicht diskriminie- 
render Vorbereitungsdienst angeboten wird. Ein bei 
Monopolausbildungen einheitlich in einem Öffent- 
lich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis außerhalb des 
Beamtenverhältnisses zu absolvierender Vorberei- 
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tungsdienst gewährleistet, daß eine Diskriminierung 
ausgeschlossen ist, wie sie mit einer zweigleisigen 
Ausgestaltung - wahlweises Angebot der Ausbil- 
dung innerhalb oder außerhalb des Beamtenverhält- 
nisses - verbunden sein könnte. Eine einheitliche 
Ausgestaltung der Monopolausbildungen würde 
auch der Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 
entsprechen, nach der es im Hinblick darauf, daß in 
zunehmendem Maße neben die zweistufige juri- 
stische Ausbildung eine einstufige Ausbildung tritt, 
zur rechtlichen Vereinheitlichung des juristischen 
Vorbereitungsdienstes naheliegen mag, für alle Juri- 


sten die praktische Ausbildung vor der zweiten juri- 
stischen Staatsprüfung innerhalb eines öffentlich- 
rechtlichen Ausbildungsverhältnisses (Rechtsprakti- 
kanten-Verhältnis) vorzusehen, das kein Beamten- 
verhältnis ist. 

Das geltende Beamtenrechtsrahmengesetz steht ent- 
sprechenden Regelungen durch die Länder für ihre 
Monopolausbildungen - im Bereich des Bundes sind 
solche Ausbildungsgänge nicht eingerichtet - nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht entgegen. 
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Anlage 


Grundsätze für die Prüfung der Verfassungstreue 


Das Bundeskabinett hat am 17. Januar 1979 unter 
Bezug auf die Darstellung des verfassungsrechtlichen 
Rahmens für die Verfassungstreue-Prüfung im öf- 
fentlichen Dienst vom 8. November 1978 und die 
Regierungserklärung vom 16. Dezember 1976 die 
folgende Neufassung der „Grundsätze für die Prü- 
fung der Verfassungstreue" vom 19. Mai 1976 ver- 
abschiedet. Diese Neufassung wird für die öffentliche 
Verwaltung des Bundes am 1. April 1979 in Kraft 
treten. 

1 . 

Die Feststellungen, ob der Bewerber die Eignungs- 
voraussetzung der Gewähr der Verfassungstreue er- 
füllt, trifft die für diese Entscheidung zuständige 
Bundesbehörde unter Beachtung des Beschlusses des 
Bundesverfassungsgerichts vom 22. Mai 1975 - 2 BvL 
13/73 - und der in der Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 24. Oktober 1975 aufgestellten 
Grundsätze unter Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzeifalles. 

11 . 

Bei der Feststellung, ob ein Bewerber die für die 
Einstellung in den öffentlichen Dienst erforderliche 
Gewähr der Verfassungstreue bietet, sollen einheit- 
lich folgende Verfahrensgrundsätze beachtet werden: 

1. Bei der Entscheidung, ob bei der Verfassungs- 
schutzbehörde angefragt wird, gilt der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit: 

1.1 Anfragen dürfen nicht routinemäßig er- 
folgen, 

1.2 Anfragen haben zu erfolgen, wenn tatsäch- 
liche Anhaltspunkte darauf hindeuten, daß 
der Bewerber nicht die Voraussetzungen für 
die Einstellung in den öffentlichen Dienst 
erfüllt. Diese Anhaltspunkte können ins- 
besondere während Vorbereitungsdienst 
und Probezeit gewonnen werden. 

1.3 Anfragen dürfen nur erfolgen, wenn eine 
Einstellung tatsächlich beabsichtigt und die 
Verfassungstreue nur noch die letzte zu 
prüfende Einstellungsvoraussetzung ist. 

1.4 Anfragen erfolgen nicht, wenn der Bewer- 
ber das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat. 

2. Für die Mitteilung der Verfassungsschutzbe- 
hörde aufgrund von Anfragen der Einstellungs- 
behörden des Bundes ist zu beachten: 

2.1 Den anfrageberechtigten Stellen dürfen nur 
solche gerichtsverwertbaren Tatsachen mit- 
geteilt werden, die Zweifel an der Verfas- 
sungstreue eines Bewerbers begründen 
können. 

2.2 Erkenntnisse des Verfassungsschutzes, die 
Tätigkeiten vor der Vollendung des 18. Le- 
bensjahres betreffen, dürfen nicht weiter- 
gegeben werden, es sei denn, sie sind 
Gegenstand eines anhängigen Strafver- 
fahrens. 


2.3 Erkenntnisse über abgeschlossene Tatbe- 
stände, die mehr als zwei Jahre zurück- 
liegen, dürfen nicht weitergegeben werden, 
es sei denn, die Weitergabe ist im Hinblick 
auf das besondere Gewicht der Erkenntnisse 
nach dem Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit geboten. 

2.4 Erkenntnisse, die unter eine gesetzlich ge- 
regelte Schweigepflicht fallen, dürfen nicht 
weitergegeben werden. 

3. Die obersten Bundesbehörden stellen für ihren 
Geschäftsbereich sicher, daß die Prüfung der 
Relevanz der von der Verfassungsschutzbe- 
hörde evtl, mitgeteilten gerichtsverwertbaren 
Erkenntnisse durch eine von ihnen zu bestim- 
mende zentrale Stelle erfolgt. 

4. Die Einstellungsbehörden des Bundes sind ver- 
pflichtet, Bedenken, die gegen die Einstellung 
eines Bewerbers sprechen, und die dafür erheb- 
lichen Tatsachen schriftlich mitzuteilen. 

5. Der Bewerber hat das Recht, sich hierzu münd- 
lich oder schriftlich zu äußern. 

6. Findet ein Anhörungsgespräch statt, ist ein 
Protokoll zu führen. Dem Bewerber ist auf An- 
trag Einsicht zu gewähren. 

7. Die Mitwirkung .eines Rechtsbeistandes ist auf 
Antrag des Bewerbers zu gestatten. Sie ist auf 
die Beratung des Bewerbers und auf Verfahrens- 
fragen zu beschränken. 

8. Die Entscheidungszuständigkeit in den Fällen, 
in denen die Eignung des Bewerbers nicht fest- 
gestellt werden kann, liegt bei der obersten 
Dienstbehörde, d. h. grundsätzlich bei dem 
Bundesminister. 

9. Ablehnende Entscheidungen dürfen nur auf ge- 
richts verwertbare Tatsachen gestützt werden. 

10. Dem Bewerber ist die Ablehnungsbegründung 
unter Angabe der hierfür maßgeblichen Tat- 
sachen, jedenfalls auf seinen Antrag hin, schrift- 
lich mitzuteilen. Der Bescheid erhält eine Rechts- 
mittelbelehrung. 

11. Erkenntnisse, die von den Verfassungsschutz- 
behörden nicht an die Einstellungsbehörde wei- 
tergegeben werden dürfen (Ziffer 2.2, 2.3, 2.4), 
dürfen von ihr auch dann nicht verwertet wer- 
den, wenn sie ihr von anderer Seite mitgeteilt 
worden sind. 

12. Wenn eine Einstellung trotz vorliegender Er- 
kenntnisse des Verfassungsschutzes erfolgt ist, 
müssen alle aus dem Verfassungsschutzbereich 
vorgelegten Unterlagen aus den Personalakten 
entfernt werden. 

III. 

Die Richtlinien für die Sicherheitsüberprüfung von 

Bundesbediensteten bleiben unberührt. 
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Begründung 

Die Bundesregierung nimmt zunächst Bezug auf die 
Regierungserklärung von 1976, in der der Bundes- 
kanzler erklärt hat, die Praxis der Überprüfung von 
Bewerbern für den öffentlichen Dienst habe Zweifel 
an der Liberalität in unserem Land aufkommen 
lassen: 

„Wir werden alles tun, um die Entstehung eines 
allgemeinen Mißtrauens zu verhindern, welches die 
persönliche Ausübung von Grundrechten mit Gefah- 
ren für die persönliche berufliche Zukunft belasten 
könnte; . . 

„Die Koalitionspartner werden in Bund und Ländern 
darauf hinwirken, daß die Anfrage bei den Verfas- 
sungsschutzämtern und die Weitergabe von deren 
Erkenntnissen an eine Einstellungsbehörde nach 
Maßgabe der hpchstrichterlichen Entscheidungen in 
jedem Einzelfall streng nach dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit erfolgt." 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin entschlos- 
sen und uneingeschränkt das geltende Recht anwen- 
den. Sie will damit auch weiterhin verhindern, daß 
Personen in den öffentlichen Dienst gelangen, die die 
freiheitliche demokratische Grundordnung als den 
Kernbestand unserer Verfassung, wie Achtung vor 
den Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der 
Persönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung, Volks- 
souveränität, Gewaltenteilung, parlamentarische 
Verantwortlichkeit der Regierung, Gesetzmäßigkeit 
der Verwaltung, Unabhängigkeit der Gerichte, Mehr- 
parteiensystem, Recht auf Opposition bekämpfen 
oder politische Ziele auch mit Gewalt durchsetzen 
wollen. Das gilt für Verhalten sowohl innerhalb als 
auch außerhalb einer Partei. In diesem Willen weiß 
die Bundesregierung sich mit den sie tragenden 
Parteien einig. 

Der Beschluß des Regierungschefs von Bund und 
Ländern vom 28. Januar 1972 und die nach ihm in 
der öffentlichen Verwaltung weithin eingetretene 
Praxis der Routineanfrage bei Hunderttausenden von 
Fällen von Bewerbungen für den öffentlichen Dienst 
waren - wie wir heute wissen - eine falsche Antwort 
auf die Gefahren rechts- und linksextremistischer 
Unterwanderung des öffentlichen Dienstes. Die junge 
Generation und alle Bürger haben Anspruch darauf, 
daß der vorhandene rechtliche Spielraum ausge- 
schöpft wird, um ein Verfahren abzubauen, das 
unsere demokratische Substanz eher geschwächt als 
gestärkt hat; insbesondere hat dieses Verfahren 
Teile der jüngeren Generation unserer Verfassung 
entfremdet. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß generelle 
Beurteilungskriterien nicht aufzustellen sind. Die ab- 
strakte Bewertungsregel etwa, die Mitgliedschaft in 
einer Organisation mit verfassungsfeindlicher Ziel- 
setzung begründe Zweifel daran, ob ein Bewerber 
jederzeit für die freiheitliche demokratische Grund- 
ordnung eintreten werde und rechtfertige deshalb in 
der Regel die Ablehnung seines Einstellungsantra- 
ges, verstellt den Blick auf die anderen zu beachten- 
den Bewertungselemente. Damit besteht die Gefahr 


eines unzulässigen pauschalen Verfahrens mit einer 
Ablehnungsautomatik nur im Hinblick auf ein ein- 
ziges Kriterium. Verfahrensregelungen, die diese 
Gefahren mit sich bringen, sind aufzugeben. Die 
Bundesregierung hat dies im einzelnen in ihrer Dar- 
stellung vom 8. November 1978 ausgeführt (Ziffer 
1.3, Bulletin Nr. 131, S. 1221). 

Vor allem aber hält die Bundesregierung es für er- 
forderlich, daß von der Routineanfrage abgesehen 
wird: 

Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 22. Mai 1975 ergibt sich keine Verpflichtung, 
routinemäßig beim Verfassungsschutz anzufragen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat sich expressis 
verbis zum Thema der Anfrage beim Verfassungs- 
schutz dahin geäußert, daß eine solche Anfrage bei 
der Übernahme in den Vorbereitungsdienst, die zu 
zusätzlichen Ermittlungen führen würde, schädlich 
ist. 

Eine positive Äußerung dahin, daß und in welchen 
Fällen eine Anfrage erfolgen muß, weist die Ent- 
scheidung nicht auf. Allerdings kann aus dem Be- 
schluß gefolgert werden, daß das Gericht eine An- 
frage beim Verfassungsschutz nur als eines von meh- 
reren denkbaren Mitteln zur Prüfung der Verfas- 
sungstreue ansieht: Es bezeichnet Vorbereitungs- 
dienst und Probezeit als Möglichkeiten, „den Be- 
werber intensiv kennenzulernen, ihn zu beobachten 
und sich schließlich ein Urteil über seine Persönlich- 
keit zu bilden". In diesen Zeiträumen, die grund- 
sätzlich jeder Bewerber vor der endgültigen Beru- 
fung in das Beamtenverhältnis zu durchlaufen hat, 
soll sich primär die Eignung eines Bewerbers, zu der 
auch die Verfassungstreue gehört, erweisen: 

„Hier, wo sich die Verwaltung unmittelbar ein zuver- 
lässiges Bild über den Anwärter machen kann, muß 
der Schwerpunkt liegen für die Gewinnung des 
Urteils, ob der Bewerber die geforderte Gewähr 
bietet oder nicht" (BVerfGE 39, 334, 356). 

Dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspricht 
es, die Entscheidung, ob beim Verfassungsschutz 
angefragt wird, von den Umständen des konkreten 
Einzelfalles abhängig zu machen. 

Die Bundesregierung lehnt die Auffassung ab, daß 
der Grundsatz der „Einheit der Staatsverwaltung" 
eine Pflicht zum routinemäßigen Datenaustausch zwi- 
schen Verfassungsschutz und Einstellungsbehörde 
beinhalte. Diese Auffassung widerspräche auch dem 
im Grundgesetz zum Ausdruck gelangten liberalen 
Staatsverständnis von den Grenzen der Wirksamkeit 
des Staates. Damit wäre nicht vereinbar, ohne wei- 
teres die bei den verschiedenen staatlichen Stellen 
vorhandenen personenbezogenen Daten zu einem 
umfassenden Persönlichkeitsbild der Bürger zusam- 
menzuführen. Nach dem Rechtsstaatsprinzip (Artikel 
20 Abs. 3 Grundgesetz) muß auch für die Weitergabe 
personenbezogener Daten der Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit gelten. 

Wenn mit Rücksicht auf den Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit auf routinemäßige Anfragen beim Ver- 
fassungsschutz verzichtet wird, liegt es im pflicht- 
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gemäßen Ermessen der Einstellungsbehörden, welche 
Feststellungen zu treffen sind und ob im Einzelfäll 
eine Anfrage beim Verfassungsschutz erfolgt. Die 
Einstellungsbehörden haben dann anzufragen, wenn 
tatsächliche Anhaltspunkte, die insbesondere wäh- 
rend Vorbereitungsdienst und Probezeit gewonnen 
werden können, darauf hindeuten, daß der Bewerber 
nicht die Voraussetzungen für den Eintritt in den 
öffentlichen Dienst erfüllt. 

Wenn von Routineanfragen abgesehen wird, so ist 
dies nach Auffassung der Bundesregierung auch ge- 
eignet, Mißtrauen gegenüber den Verfassungsschutz- 
behörden abzubauen. Die Bundesregierung weist 
gegenüber der irrigen Meinung, die Routineanfrage 
habe gezielte Nachforschungen ausgelöst, darauf hin, 
daß es sich nur um die Abfrage des beim Verfas- 
sungsschutz bereits vorhandenen, gerichts verwert- 
baren Wissens handelte. Dennoch hat die auto- 
matische Heranziehung des Verfassungsschutzes we- 
sentlichen Anteil an den besonders bei der jungen 


Generation vorhandenen Vorbehalten gegenüber 
dem Verfassungsschutz. 

Die Bundesregierung hält es für unverzichtbar, daß 
die Bürger ihren Sicherheitsbehörden Vertrauen ent- 
gegenbringen. Ohne dieses grundsätzliche Vertrauen 
kann auch der Verfassungsschutz seine wichtige Auf- 
gabe nicht erfüllen. Das Grundgesetz hat ''sich in 
Artikel 73 Nr. 10 klar für einen Verfassungsschutz 
ausgesprochen, um Freiheit und Toleranz dadurch zu 
ermöglichen, daß Bestrebungen, die gegen Freiheit 
und Toleranz gerichtet sind, beobachtet werden. 

Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit be- 
stimmt sich auch der Umfang der Mitteilungen, die 
den anfragenden Einstellungsbehörden von der Ver- 
fassungsschutzbehörde gegeben werden. Hierzu er- 
scheint es erforderlich, iih einzelnen festzulegen, 
welche Erkenntnisse vom Verfassungsschutz nicht 
oder nur unter bestimmten Voraussetzungen auf 
Anfrage den anfrageberechtigten Stellen weiter- 
gegeben werden. 
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